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Neuer RWE-Investor will Kohleausstieg
VON ANTJE HÖNING

ESSEN Eigentlich hat sich RWE
längst auf den Weg gemacht: Man
ist zwar noch Betreiber des größ-
ten Braunkohlereviers in Deutsch-
land, aber auch schon einer der
größten Ökostrom-Hersteller in
Europa. Doch manchen geht die
Wandlung vom Klima-Sünder zum
grünen Riesen nicht schnell genug.
Mit einer Aktion am Braunkohle-
kraftwerk Neurath forderten Akti-
visten der Gruppe „Menschenrecht
vor Bergrecht“ am Donnerstag ei-
nen schnelleren Ausstieg: Auf einen
Kühlturm ließen sie den Schriftzug
„Braunkohle ist tödlich – Für unse-
re Dörfer und unser Klima“ projizie-
ren. Zugleich wurde bekannt, dass
der aktivistische Investor Enkraft
bei RWE eingestiegen ist und eine
schnelle Abtrennung der Braunkoh-
le-Tochter fordert.

„Unter vielen Investoren herrscht
Einigkeit darüber, welchen negati-
ven Einfluss die Braunkohleaktivi-
täten auf die Bewertung der RWE
haben. Wir sind davon überzeugt,
dass eine Fokussierung auf das zu-
kunftsträchtige Erneuerbare-Ener-
gien-Geschäft und eine schnelle,
gegebenenfalls auch schrittweise
Ablösung der Braunkohleaktivitäten
ein enormes Wertsteigerungs-Po-
tenzial mit sich bringt“, heißt es im
Schreiben von Enkraft an RWE-Chef
Markus Krebber.

„Werthebungspotenziale“

Da RWE für die Braunkohle-Verstro-
mung viele Verschmutzungszerti-
fikate gekauft habe, ergäben sich
durch die Trennung „enorme Wert-
hebungspotenziale“. Das würde
auch die Aktie treiben. RWE habe es
nicht geschafft, eine schlüssige Stra-

tegie zu formulieren, der Vorstand
sei mit der dualen Aufgabe (Braun-
kohle einerseits, Ökostrom anderer-
seits) überfordert, heißt es in dem
Schreiben.

Bei RWE liegt das Geschäft mit
konventionellen Energien, also der
Stromerzeugung aus Braunkohle
und Atomkraft, bei der Tochter RWE
Power. Sie hat 11.000 Beschäftigte
in den Tagebauen im rheinischen
Revier, in den Kohle- und Atom-
kraftwerken. Sollte sich der Inves-
tor durchsetzen, müsste RWE die
Tochter verkaufen.

Die RWE-Sprecherin bestätigte,
dass der Konzern einen Brief von
Enkraft erhalten habe. „Wie jedem
Investor haben wir ihnen angebo-
ten, ein Gespräch über unsere Ge-
schäftsstrategie zu führen“, so die
Sprecherin weiter. In der Vergan-
genheit hatte RWE auf die Frage
nach einer möglichen Abspaltung
der Braunkohle betont: „Die Fra-
ge stellt sich für uns derzeit nicht.
Wir haben einen gesetzlich veran-
kerten Ausstiegspfad und einen mit
der Bundesregierung geschlosse-
nen Vertrag, dessen beihilferechtli-

che Überprüfung noch nicht abge-
schlossen ist.“

In diesem Vertrag ist auch gere-
gelt, dass RWE das Braunkohle-Ge-
schäft nicht einfach verkaufen kann,
sondern Bund und Land zustimmen
müssen. Der Konzern hat sich auf
eine sozialverträgliche Gestaltung
des mit dem Kohleausstiegs ver-
bundenen Abbaus von Tausenden
Stellen verpflichtet und muss über
Jahre für die Rekultivierung der Ta-
gebaue sorgen. Hierfür hat RWE mil-
liardenschwere Rückstellungen ge-
bildet. Schon der Konkurrent Eon

durfte einst seine Atomkraft-Toch-
ter Preussenelektra nicht verkaufen,
weil der Staat ihn nicht aus der Ver-
antwortung für die Folgekosten ent-
lassen wollte.

Nach eigener Aussage hat der in
Unterhaching sitzende Finanzin-
vestor Enkraft mehr als 500.000
RWE-Aktien erworben. Das ent-
spräche einem Anteil von unter ei-
nem Prozent. Aktivistische Inves-
toren sind meist nicht langfristig
orientiert. Sie steigen bei Unter-
nehmen ein, um sie zu einemWech-
sel der Strategie oder des Manage-
ments zu drängen. Davon erhoffen
sie sich eineWertsteigerung der Ak-
tie, so dass sie mit Gewinn wieder
aussteigen können.

Druck auchvon anderer Seite

Nicht nur Enkraft macht Druck.
Auch Ingo Speich, Leiter Nachhal-
tigkeit bei der Fondsgesellschaft
Deka, mahnt: „Eine Debatte über
die Geschwindigkeit der CO2-Sen-
kung ist zu begrüßen, auch größere
strukturelleVeränderungen im Kon-
zerns dürfen kein Tabu sein. Das Ge-
schäftsmodell von RWE muss zügig
weniger CO2-abhängig werden.“

Beim Kohleausstieg, den man in
Deutschland bis 2038 plant, geht
RWE ohnehin voran. Die frühere
Kohlekommission wollte die ost-
deutsche Lausitz verschonen, des-
halb trägt zunächst NRW den Groß-
teil der Kraftwerk-Abschaltungen.
Bis Ende 2022 gehen sieben weitere
RWE-Braunkohleblöcke vom Netz,
das trifft über 3000 Mitarbeiter. Bis
2030 reduziert RWE seine Braun-
kohlekapazitäten um zwei Drittel.

Die Anleger reagierten entspannt:
Die RWE-Aktie legte um eine Pro-
zent auf 33 Euro zu. Im Krisenjahr
2016 hatte sie bei zehn Euro gelegen.

Enkraft macht Druck. Es geht bei RWE Power um 11.000 Mitarbeiter. Konzern sieht sich längst auf grünem Weg.

Projektion auf demKühlturm: Aktivisten forderten so amKraftwerk Neurath einen schnelleren Kohleausstieg. FOTO: DPA


